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Einzelplan 07: Ministerium für Wirtschaft, Arbeit 
und Wohnungsbau 

Soforthilfe Corona für kleine und mittlere Unter-
nehmen (Kapitel 0702) 

Das Land hat für Ergänzungsmaßnahmen zum Bundesprogramm So-

forthilfe Corona 900 Mio. Euro bereitgestellt. Mit den Landesmitteln 

wurden mehr Unternehmen als vom Bund gefördert. Außerdem konn-

ten in den Förderbedarf ein fiktiver Unternehmerlohn und Personalkos-

ten eingerechnet werden. 

Bei den Förderbestimmungen wurde nicht ausreichend berücksichtigt, 

dass die Bundes- und Landesleistungen getrennt abgerechnet werden 

müssen. Die Fördervoraussetzungen waren nicht klar definiert. Das Be-

willigungsverfahren konnte nicht medienbruchfrei elektronisch bear-

beitet werden. Obwohl die Antragsteller die Anträge in einem ersten 

Schritt online bearbeitet hatten, mussten die Daten für rund 

277.000 Anträge manuell erfasst werden. 

1 Ausgangslage 

Im März 2020 wurde in Deutschland ein erster Lockdown beschlossen, um 

der Corona-Pandemie zu begegnen. Dadurch drohten vielen Unternehmen 

Liquiditätsengpässe. Das Wirtschaftsministerium hatte ohne eigene nachge-

ordnete Behörden innerhalb weniger Tage das größte Wirtschaftsförde-

rungsprogramm zu entwickeln und implementieren, welches jemals im Land 

aufgelegt wurde. Die Verwaltung stand in inhaltlicher, zeitlicher und finanzi-

eller Hinsicht vor Herausforderungen in einer bisher nicht bekannten Dimen-

sion. 

Die Erwartungen von Politik, Betroffenen und Öffentlichkeit nach schneller 

und unbürokratischer Hilfe einerseits und die Erfordernisse einer geordneten 

und bedarfsbezogenen Förderung andererseits standen sich gegenüber. Die 

Abwicklung war für alle am Verfahren Beteiligten, insbesondere das Wirt-

schaftsministerium, die Landeskreditbank Baden-Württemberg (L-Bank), die 

Industrie- und Handelskammern, die Handwerkskammern und die Landes-

anstalt für Landwirtschaft, Ernährung und Ländlichen Raum Schwäbisch 

Gmünd, ein Kraftakt, der nur mit hohem persönlichen Einsatz bewerkstelligt 

werden konnte. Nur so war es möglich, innerhalb weniger Wochen rund 

277.000 Bescheide zu erlassen. 

Die Ausführungen des Rechnungshofs sind vor diesem Hintergrund zu-

stande gekommen. Sie enthalten keine grundsätzliche Kritik an der Sofort-

hilfe, sondern beziehen sich im Wesentlichen auf Einzelpunkte des Verfah-

rens. Die Feststellungen und Empfehlungen können als Orientierung für 

künftige Verfahren gelten. 
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2 Prüfungsergebnisse 

2.1 Bundes- und Landesmittel für die Soforthilfe Corona 

Der Bund und das Land haben im März 2020 erste Planungen begonnen, 

um kleine und mittlere Unternehmen zu fördern. Die Förderung sollte Liquidi-

tätsengpässe kompensieren, die unmittelbar infolge der Corona-Pandemie 

entstanden sind. Ein Liquiditätsengpass wurde angenommen, wenn die Ein-

nahmen aus dem Geschäftsbetrieb voraussichtlich nicht ausreichten, um die 

Verbindlichkeiten in den auf die Antragstellung folgenden 3 Monaten beglei-

chen zu können. 

Da zunächst nicht absehbar war, wann und mit welchen Konditionen der 

Bund ein Förderprogramm auflegen wird, hatte das Land am 22. März 2020 

ein eigenes Programm Soforthilfe Corona beschlossen.  

Am 23. März 2020 hat der Bund ein Förderprogramm Soforthilfe Corona be-

schlossen und dem Land am 30. März 2020 die erforderlichen Vollzugshin-

weise übersandt. Die Programme bauten aufeinander auf. 

Der Bund förderte: 

 Unternehmen mit bis zu 5 Beschäftigten mit maximal 9.000 Euro und 

 Unternehmen mit bis zu 10 Beschäftigten mit maximal 15.000 Euro.  

Wegen des Vorrangs der Bundesförderung wurde die Förderrichtlinie des 

Landes für Unternehmen mit bis zu 10 Beschäftigten am 8. April 2020 an 

das Bundesprogramm angepasst und ergänzt.  

Das Land förderte über das Bundesprogramm hinaus: 

 Unternehmen mit mehr als 10 und bis zu 50 Beschäftigten mit maximal 

30.000 Euro und 

 berücksichtigte bei allen Unternehmen mit bis zu 50 Beschäftigten als Teil 

ihres Liquiditätsbedarfs zum einen 1.180 Euro monatlich als fiktiven Un-

ternehmerlohn des Inhabers und zum anderen Ersatz für nicht anderwei-

tig erstattete Personalkosten.  

In der Folge haben der Bund 1.800 Mio. Euro und das Land 900 Mio. Euro 

für die Soforthilfe bereitgestellt. Auch die Bundesmittel wurden vom Land 

ausgezahlt. 

Vom 25. März 2020 bis 31. Mai 2020 (Ende der Antragsfrist) wurden rund 

277.000 Anträge auf Soforthilfe Corona gestellt, von denen rund 89 Prozent 

bewilligt wurden. Die nachfolgende Tabelle zeigt eine Übersicht der gestell-

ten und bewilligten Anträge und die gezahlte Förderung bis 31. Dezember 

2020. 
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Tabelle: Anträge auf Soforthilfe Corona und Fördervolumen 

Kleine und Mittlere 
Unternehmen 

Anträge 
Bewil-
ligte 

Anträge 

Zahlungen  
(in Mio. Euro) 

Durchschnittliche 
Zahlung je Antrag  

(in Euro) 

Bis 5 Beschäftigte 
(Bundes- und  
Landesleistungen) 

240.900 212.900 1.489 7.200 

Bis 10 Beschäftigte 
(Bundes- und  
Landesleistungen) 

20.300 18.000 241 13.800 

Bis 50 Beschäftigte 
(Landesleistungen) 

16.200 14.300 380 27.400 

Summe  277.400 245.200 2.110  

 

Deutlich wird, dass die Anträge von Unternehmen mit bis zu 5 Beschäftigten 

die größte Gruppe bilden. Die durchschnittlichen Auszahlungen lagen nahe 

bei der jeweils höchstmöglichen Förderung.1 

Bis zum 31. Dezember 2020 haben 10.700 Förderempfänger insgesamt 

rund 93 Mio. Euro zurückgezahlt, meist, weil sich der bei Antragstellung 

prognostizierte Liquiditätsengpass nachträglich zu ihren Gunsten geändert 

hat. 

 

2.2 Verwaltungsverfahren 

Das Land übertrug der L-Bank die Zuständigkeit für die Prüfung des An-

trags, die Bewilligung und Auszahlung der Zuschüsse. Eine inhaltliche Vor-

prüfung erfolgte je nach Branche durch die Industrie- und Handelskammern, 

die Handwerkskammern oder die Landesanstalt für Landwirtschaft, Ernäh-

rung und Ländlichen Raum Schwäbisch Gmünd. Diese Stellen wurden in 

das Verfahren einbezogen, um die Antragsflut unter hohem Zeitdruck bewäl-

tigen zu können. Das Land erstattete der Bewilligungsstelle bisher rund 

14,7 Mio. Euro und den vorprüfenden Stellen rund 10,5 Mio. Euro für diese 

Tätigkeiten. 

Die nur online verfügbaren Anträge mussten ausgefüllt, dann ausgedruckt, 

unterschrieben und sodann als Scan auf ein Landesportal hochgeladen wer-

den. Anschließend haben die vorprüfenden Stellen die Anträge mit Prü-

fungsvermerken an die L-Bank weitergeleitet. Dort wurden die Antragsdaten 

manuell im Bearbeitungssystem erfasst und anschließend die Bescheide er-

stellt. 

 

                                                      

1 Die durchschnittlichen Auszahlungen enthalten aus zwei Gründen Abweichungen gegen-

über den bewilligten Beträgen. Zum einen waren die betrachteten Stichtage für Bewilligun-

gen und Auszahlungen nicht identisch. Zum anderen konnten die von Förderempfängern 

zurückgezahlten 93 Mio. Euro nicht immer den einzelnen Unternehmensgruppen zugeord-

net werden. 
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2.3 Die Förderkriterien waren zu ungenau definiert … 

Voraussetzung für die Soforthilfe Corona war, dass ein existenzbedrohender 

Liquiditätsengpass vorlag. Wie dieser zu berechnen war, war nur in Grund-

zügen vorgegeben. Die Antragsteller gaben daher eine weitgehend auf eige-

ner Einschätzung beruhende Prognose ab und versicherten, dass ein Eng-

pass vorlag. Maßgeblich waren allein die drei auf die Antragstellung folgen-

den Monate. Weitere Angaben waren nicht erforderlich.  

In der Praxis ergaben sich Abgrenzungsprobleme beispielsweise zwischen 

dem Unternehmensbegriff und dem Betriebsbegriff. In den Förderrichtlinien 

war die Abgrenzung zu Betriebsstätten nicht ausreichend transparent darge-

stellt. Beispielsweise hat ein Antragsteller jeweils einen Antrag für den Be-

trieb seiner Gaststätte und seines Catering-Service gestellt. Beide Anträge 

wurden zunächst bewilligt und führten zu Zahlungen. Die Bewilligungsstelle 

ging zunächst davon aus, dass es zwei unterschiedliche Unternehmen 

seien. Im Zuge von Nachprüfungen bezweifelte sie später, ob es tatsächlich 

zwei Unternehmen seien oder ob es sich nur um ein Unternehmen und eine 

zusätzliche Betriebsstätte handelt.2  

 

2.4 … was zu inhaltlich kaum prüfbaren Anträgen führte 

Die vagen Vorgaben in den Förderrichtlinien führten dazu, dass viele Antrag-

steller ihre Anträge nur mit rudimentären Daten begründeten. Der Rech-

nungshof hat mittels einer Stichprobe bei Unternehmen mit mehr als 10 Be-

schäftigten festgestellt, dass nur bei rund einem Viertel der bewilligten An-

träge der Liquiditätsengpass nachvollziehbar berechnet war. Häufig wurde 

ohne weitere Begründung die höchstmögliche Förderung beantragt und be-

willigt. Weder mit den Anträgen noch zu einem späteren Zeitpunkt mussten 

Nachweise vorgelegt werden.  

 

2.5 Fehlende Antragsdaten erschweren Abrechnung mit dem Bund 

Das Land muss bei den Soforthilfen für Unternehmen mit bis zu 10 Beschäf-

tigten seine Leistungen von den vom Bund gewährten Leistungen abgren-

zen. Dazu hätten die vom Land gewährten fiktiven Unternehmerlöhne und 

Personalkostenersätze getrennt erfasst werden müssen. In den Antragsfor-

mularen zur Förderrichtlinie vom 22. März 2020 hatte das Land kein Feld 

ausgewiesen, in dem hierzu Angaben zu machen waren. Bei der Richtlinie 

vom 8. April 2020 war zwar in den Antragsformularen ein solches Feld ent-

halten. Allerdings war nun kein Feld mehr vorhanden, in dem der Antragstel-

ler seinen prognostizierten Liquiditätsengpass angeben konnte.  

Da in den Anträgen keine plausiblen Angaben zu den fiktiven Unternehmer-

löhnen und den Personalkosten enthalten waren, hat der Rechnungshof mit-

tels einer Datenanalyse einen Ansatz zur näherungsweisen Berechnung des 

Landesanteils an der Corona Soforthilfe entwickelt. Dadurch ist es dem Land 

                                                      

2 Bei Redaktionsschluss der Denkschrift war die Frage noch nicht entschieden. 
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möglich, seine Kostentragungspflicht gegenüber dem Bund zu präzisieren. 

Das Ministerium möchte diese Analysen für die Abrechnung nutzen. 

Das Verwaltungsverfahren war aufwendig 

Mit dem gewählten Verfahren konnten die Daten nicht in einem medien-

bruchfreien Workflow bearbeitet werden. Die Anträge waren online in einem 

Format einzureichen, welches eine automatisierte Datenübernahme aus-

schloss. Dadurch mussten die Daten manuell erfasst werden. Dennoch ist 

es der L-Bank gelungen, in vergleichsweise kurzer Zeit 277.000 Datensätze 

zu erfassen. Hierfür war aber ein sehr hoher Personalaufwand erforderlich. 

Außerdem konnten mit dem eingesetzten IT-Verfahren keine automatisierten 

Abgleiche mit vorhandenen Daten ausgeführt werden. So wurden beispiels-

weise drei Anträge eines Antragstellers für seine drei Unternehmenszweige 

trotz identischer Steuer-ID getrennt bearbeitet und jeweils die beantragten 

Förderungen ausgezahlt. 

Des Weiteren kam hinzu, dass die Bankkontodaten (IBAN) der Antragsteller 

in der Förderdatenbank nicht erfasst wurden. Diese Daten wurden in einem 

gesonderten Verfahren und nur für den Zahlungsverkehr gespeichert. So 

konnten nur mit zusätzlichem Bearbeitungsaufwand Daten abgeglichen wer-

den, um Missbrauchsfälle zu vermeiden bzw. aufzudecken.  

Das Verfahren entsprach nicht den Vorgaben und Zielsetzungen des 

Landes 

Insbesondere der Medienbruch bei der Antragstellung führte in der Praxis zu 

einem hohen Aufwand. Für fast 90 Prozent der Anträge wurden vom Ein-

gang der Anträge bis zur Überweisung der Fördermittel 3 bis 5 Wochen be-

nötigt. Das lag zwar deutlich über der Vorgabe des Landes für diese Förde-

rung von 5 Arbeitstagen nach der Förderrichtlinie. Bei der Abwicklung eines 

Förderprogramms ohne medienbruchfreien Workflow ist eine Abwicklung 

von so hohen Fallzahlen in 5 Arbeitstagen unrealistisch. 

Die vorprüfenden Stellen sollten durch ihre Tätigkeit zu erhöhter Verfahrens-

sicherheit und schneller Bearbeitung beitragen. In der Praxis bestand ihre 

Tätigkeit auch darin, die Daten der Antragsteller zu verifizieren. Hier wurde 

geprüft, ob die Unternehmen existent und in den jeweiligen Registern einge-

tragen waren, die Steuernummern und die Bankdaten mit den hinterlegten 

Daten übereinstimmten und die Anträge vollständig ausgefüllt waren. Diese 

manuellen Tätigkeiten hätten vermieden oder zumindest erleichtert werden 

können, wenn das Land ein medienbruchfreies Verfahren eingesetzt hätte. 

Neben den Kosten der Vorprüfung hätte auch der Zeitaufwand für die zwei-

fache Befassung mit den Anträgen erspart werden können. 

 

3 Empfehlungen 

3.1 Fördervoraussetzungen klarer fassen 

Das Land sollte bei künftigen, ähnlich gelagerten Förderprogrammen ausrei-
chend klar und rechtssicher definieren, wann eine Förderung gezahlt wird 
und in welchen Fällen sie zurückgezahlt werden muss. Für die wesentlichen 
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Fördervoraussetzungen sollten Nachweise, beispielsweise zur Anzahl der 
Beschäftigten, verlangt werden. 

 

3.2 Förderverfahren so gestalten, dass genaue Abrechnungen mög-

lich sind 

Bei einander ergänzenden Förderungen des Bundes und des Landes sollten 

die Antragsformulare und die erfassten Falldaten eindeutige Abrechnungen 

ermöglichen.  

 

3.3 Verwaltungsverfahren mit IT-Workflow unterstützen 

Die Verwaltungsverfahren sollten medienbruchfrei und IT-gestützt in einem 

Workflow erledigt werden können. Soweit möglich müssen Eingabefehler 

durch Plausibilitätskontrollen verhindert werden. Die IT-Verfahren sollten so 

angelegt werden, dass spätere Auswertungen problemlos und zielgerichtet 

möglich sind. 

 

3.4 Datenabgleich mit anderen Behörden ermöglichen 

Die eingesetzten IT-Verfahren sollten einen zulässigen Datenabgleich mit 

anderen Stellen, insbesondere mit den Finanzbehörden, automatisiert er-

möglichen. 

 

3.5 Förderprogramme evaluieren 

Der Bund und das Land haben über 2 Mrd. Euro für die Soforthilfe Corona 

ausgegeben. Bei der Evaluierung sollte insbesondere untersucht werden, ob 

die festgelegten Ziele nachhaltig erreicht wurden. 

 

4 Stellungnahme des Ministeriums 

Das Wirtschaftsministerium unterstreicht, dass es das größte Wirtschaftsför-

derungsprogramm, welches jemals im Land aufgelegt wurde, innerhalb we-

niger Tage entwickelt und implementiert hat. Daher haben erst im Zeitverlauf 

Eckpunkte des Förderprogramms nachgeschärft und Unklarheiten beseitigt 

werden können. 

Das Ministerium sieht hinsichtlich der Definition der Fördervoraussetzungen 

und der Nachweispflicht Optimierungspotenzial. Bei den vom Rechnungshof 

geforderten Nachweisen sei zu bedenken, dass deren Vorlage bei Antrag-

stellung dem Ziel einer bewusst unbürokratisch gehaltenen, schnellen Fi-

nanzhilfe zuwidergelaufen wäre. 

Der Empfehlung, zeitnah mit dem Bund abzurechnen, will es folgen. Dabei 

bestätigt es die vom Rechnungshof aufgezeigten Schwierigkeiten. 
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Auch das Ministerium hält es für möglich, Effizienzgewinne und Qualitätsver-

besserungen bei der Datenerfassung, dem Berichtswesen und dem Daten-

abgleich zu erzielen. Hierzu sollten ein vollelektronisches Antragssystem 

und ein Workflow eingeführt werden. Die L-Bank sei gerade im Zuge der 

Corona-Krisenmaßnahmen häufig als Bewilligungsstelle tätig gewesen. Sie 

wolle die dabei gewonnenen Erfahrungen zum Anlass nehmen, ein flexibel 

einsetzbares, IT-gestütztes Baukastensystem und Kundenportal zu entwi-

ckeln. 

Das Ministerium hebt hervor, ein wesentliches Problem sei die fehlende Per-

sonalkapazität in der Landesverwaltung. Ausdrücklich stimmt es dem Rech-

nungshof zu, dass bundeseinheitliche Lösungen zu relevanten Synergieef-

fekten und Effizienzgewinnen in allen Ländern führen können. Zumindest 

sollte ein Datenabgleich mit den Finanzbehörden und anderen fachlich be-

rührten Behörden möglich sein. 

Schließlich stimmt das Ministerium zu, das Förderprogramm umfassend zu 

evaluieren. Hierfür habe es bereits Mittel beantragt, die inzwischen auch ge-

nehmigt seien. 

 

5 Schlussbemerkung 

Der Rechnungshof anerkennt, dass das Wirtschaftsministerium in kurzer Zeit 

auf die Folgen der Pandemie reagieren und rasch Förderungen konzipieren 

musste. Es hat die Förderverfahren auch im laufenden Betrieb ständig ver-

bessert.  

 

 


	Denkschrift 2021
	Denkschrift 2021
	1 Haushalts-Soll und Haushalts-Ist 2019
	2 Haushaltsrechnung 2019
	2.1 Gestaltung
	2.2 Ergebnisse der Haushaltsrechnung

	3 Feststellungen des Rechnungshofs nach § 97 Absatz 2 Nrn. 1 und 2 Landeshaushaltsordnung
	3.1 Ordnungsmäßigkeit der Haushaltsrechnung
	3.2 Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen (einschließlich Vorgriffen)

	4 Globale Minderausgaben
	5 Druck- und Darstellungsfehler
	1 Funktion und Bedeutung der Vermögensrechnung
	2 Inhalt der Vermögensrechnung
	2.1 Vollständigkeit der Vermögensrechnung
	2.2 Aggregierte Vermögensrechnung zum 31. Dezember 2019

	3 Aktiva des Landes zum 31. Dezember 2019
	3.1 Sachanlagevermögen
	3.2 Finanzanlagevermögen
	3.3 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

	4 Passiva des Landes zum 31. Dezember 2019
	4.1 Struktur und Höhe der Passiva
	4.2 Rückstellungen
	4.3 Verbindlichkeiten

	5 Ordnungsmäßigkeit der Vermögensrechnung und Prüfung der Anlagenbuchhaltung
	6 Fazit
	1 Finanzierungssaldo
	2 Entwicklung der Gesamteinnahmen 2011 bis 2020
	2.1 Steuereinnahmen und steuerähnliche Abgaben (Hauptgruppe 0)
	2.2 Verwaltungseinnahmen und Einnahmen aus Schuldendienst (Hauptgruppe 1)
	2.3 Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen mit Ausnahme für Investitionen (Hauptgruppe 2)
	2.4 Kreditaufnahmen, Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen für Investitionen und besondere Finanzierungsmaßnahmen (Hauptgruppe 3)
	2.4.1 Einnahmen aus Schuldenaufnahmen
	2.4.2 Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen für Investitionen
	2.4.3 Besondere Finanzierungseinnahmen


	3 Entwicklung der Gesamtausgaben 2011 bis 2020
	3.1 Personalausgaben (Hauptgruppe 4) und Stellenentwicklung
	3.2 Sächliche Verwaltungsausgaben und Ausgaben für den Schuldendienst (Hauptgruppe 5)
	3.3 Ausgaben für Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke (Hauptgruppe 6)
	3.4 Baumaßnahmen und sonstige Ausgaben für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Hauptgruppen 7 und 8)
	3.5 Besondere Finanzierungsausgaben (Hauptgruppe 9)

	4 Steuerdeckungsquote und Investitionsquote
	5 Verschuldung
	5.1 Entwicklung der haushaltsmäßigen Verschuldung
	5.2 Entwicklung der Nettokreditaufnahme
	5.3 Entwicklung der haushaltsmäßigen Verschuldung und der Zinsen 2011 bis 2020
	5.4 Pro-Kopf-Verschuldung

	6 Rücklagen und Sondervermögen
	7 Entwicklung der Jahresergebnisse
	8 Ausblick
	1 Rechtliche Grundlagen
	2 Haushaltsmäßige Grundlagen und Kreditaufnahme
	2.1 Urhaushalt 2020/2021
	2.2 Erster Nachtragshaushalt und Mai-Steuerschätzung 2020
	2.3 Interimsprojektion, Interimssteuerschätzung und Zweiter Nachtragshaushalt
	2.4 November-Steuerschätzung, tatsächliche Steuereinnahmen und Kassenergebnis 2020

	3 Corona-Maßnahmen im Haushaltsvollzug
	4 Kreditaufnahme 2020
	5 Aktuelle Situation für 2021 und Ausblick
	6 Fazit
	7 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vertragsreste
	2.2 Nicht gebundene Ausgabereste
	2.3 Reste des Kommunalen Investitionsfonds und weiterer Investitionszuschüsse an die Kommunen
	2.4 Entwicklung des Kommunalen Investitionsfonds und des Kommunalen Sanierungsfonds
	2.5 Gründe für den Anstieg der Reste
	2.5.1 Mittelbereitstellung
	2.5.2 Verpflichtung der Mittel
	2.5.3 Mittelabfluss

	2.6 Fazit

	3 Empfehlungen
	3.1 Vorgaben zur Restebildung anwenden und Reste nur im absolut notwendigen Umfang bilden
	3.2 Reste bei Dauerförderungen nur bei nachgewiesenem Mittelbedarf bilden
	3.3 Kommunalen Investitionsfonds nicht erhöhen und verfügbare Mittel zeitnah nutzen

	4 Stellungnahme der Ministerien
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Verfahren zur Förderprogrammabwicklung
	2.2 Eignung und Nutzen von FöBIS
	2.3 Digitale Daten zu Förderprogrammen
	2.4 Rollout von FöBIS
	2.5 Projektkosten bei der BITBW
	2.6 Finanzierung des Projekts FöBIS

	3 Empfehlungen
	3.1 Förderprogrammabwicklung konsequent digitalisieren
	3.2 FöBIS weiterentwickeln
	3.3 Digitale Daten zu Förderprogrammen übergreifend nutzen
	3.4 Rollout von FöBIS beschleunigen
	3.5 Künftige Finanzierung festlegen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ressourcen und haushaltswirtschaftliche Bedeutung
	2.2 Strategie und Umsetzung
	2.2.1 Strategische Ausrichtung
	2.2.2 Vollständigkeit der Strategie
	2.2.3 Steuerung
	2.2.4 Erfolgskontrolle
	2.2.5 Kooperationen bei der Umsetzung
	2.2.6 Inhaltliche Ausgestaltung der einzelnen Förderprogramme

	2.3 Weiterentwicklung
	2.3.1 Kontinuierliche Weiterentwicklung und Schwerpunktsetzung
	2.3.2 Digitale Schlüsseltechnologien
	2.3.3 Digitale Souveränität


	3 Empfehlungen
	3.1 Ziele definieren
	3.2 Strategie konsequenter auf Zielerreichung ausrichten
	3.3 Alle Bereiche der Digitalisierung abbilden
	3.4 Zusammenarbeit stärken
	3.5 Erfolgskontrolle sicherstellen
	3.6 Strategie kontinuierlich weiterentwickeln

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Die BITBW und ihr Lizenzmanagement
	2.2 Lizenzbeschaffungen und -management in den Ressorts
	2.3 Wirtschaftlicher Lizenzeinsatz
	2.4 Handlungsbedarf beim Office-Paket

	3 Empfehlungen
	3.1 Verstärkt landeseigenes Personal für das Lizenzmanagement einsetzen
	3.2 Landesweites Lizenzmanagement ausbauen
	3.3 Lizenzen wirtschaftlicher einsetzen
	3.4 Nachfolge für Office-Produkte vorbereiten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	1.1 Aufbau der Denkmalverwaltung
	1.2 Prüfungsmethodik

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Personaleinsatz und Aufgabenwahrnehmung im Landesamt für Denkmalpflege
	2.2 Bearbeitung von Standardfällen beim Landesamt für Denkmalpflege
	2.3 Schnittstellen zu den unteren Denkmalschutzbehörden
	2.4 Geschäftsprozesse bei Zuwendungen und IT-Einsatz
	2.5 Steuerung mittels Kennzahlen

	3 Empfehlungen
	3.1 Aufgabenschwerpunkte und Standards setzen
	3.2 Landesamt für Denkmalpflege von Standardfällen entlasten
	3.3 Untere Denkmalschutzbehörden bei Aufgabenwahrnehmung stärker unterstützen
	3.4 Vereinfachtes Verfahren bei Zuwendungen verstärkt nutzen,  IT-Einsatz verbessern
	3.5 Kennzahlen zur Steuerung einsetzen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Gebührenaufkommen
	2.2 Gebührenkalkulation
	2.3 Regelmäßige Überprüfung der Gebührentatbestände und Gebührensätze
	2.4 Einheitlichkeit der Gebührenerhebung
	2.5 Vollständigkeit der Gebührenerhebung

	3 Empfehlungen
	3.1 Gebühren transparent und kostendeckend kalkulieren
	3.2 Gebührentatbestände und Gebührensätze regelmäßig anpassen
	3.3 Grundlagen für eine einheitliche Gebührenerhebung schaffen
	3.4 Gebühren vollständig und zeitnah erheben

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Bundes- und Landesmittel für die Soforthilfe Corona
	2.2 Verwaltungsverfahren
	2.3 Die Förderkriterien waren zu ungenau definiert …
	2.4 … was zu inhaltlich kaum prüfbaren Anträgen führte
	2.5 Fehlende Antragsdaten erschweren Abrechnung mit dem Bund

	3 Empfehlungen
	3.1 Fördervoraussetzungen klarer fassen
	3.2 Förderverfahren so gestalten, dass genaue Abrechnungen möglich sind
	3.3 Verwaltungsverfahren mit IT-Workflow unterstützen
	3.4 Datenabgleich mit anderen Behörden ermöglichen
	3.5 Förderprogramme evaluieren

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Start-up BW Pre-Seed
	1.2 Start-up BW Pro-Tect
	1.3 Anträge, geförderte Start-ups und Förderhöhe
	1.4 Förderverfahren

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Atypisches Zuwendungsverfahren und Umwandlungsoption
	2.2 Komplexes Zuwendungsverfahren mit vielen Akteuren
	2.3 Interessenkonflikte sind möglich, Kostentransparenz fehlt
	2.4 Förderkriterien nicht genau definiert
	2.5 Vielfältige Förderprogramme mit gleicher Zielrichtung
	2.6 Wirtschaftlichkeitsuntersuchung und Evaluation

	3 Empfehlungen
	3.1 Förderprogramme Pre-Seed und Pro-Tect evaluieren
	3.2 Programm Pre-Seed verbessern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Zuständigkeit und Verwaltungsverfahren
	1.2 Frühere Prüfungen
	1.3 Wohngeldzahlungen, Rückforderungen und Bearbeitungskosten

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Hoher Aufwand für die Überprüfung von Wohngeld
	2.2 Optimierungsbedarf beim automatisierten Datenabgleich
	2.2.1 Datenabgleich sollte alle Einnahmen und Sozialleistungen erfassen
	2.2.2 Datensätze werden nur unzureichend gefiltert
	2.2.3 Hinweise zu Rückforderungen werden zu spät bearbeitet

	2.3 Rückforderungstatbestände bestehen häufig bereits vor Wohngeldbewilligung
	2.4 Rückforderungsverfahren haben strukturelle Defizite
	2.5 Fachaufsicht nutzt Kennzahlen nicht

	3 Empfehlungen
	3.1 Daten vor Bewilligungen IT-gestützt abgleichen
	3.2 Nachträgliche Datenabgleiche optimieren
	3.2.1 Weitere Datenabgleiche umsetzen und ermöglichen
	3.2.2 Wohngeldanträge auf automatische Filter anpassen
	3.2.3 Daten zügig abgleichen

	3.3 Rückforderungsverfahren beschleunigen
	3.4 Kennzahlen für die Fachaufsicht nutzen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Geodatenzentrum im Kontext der IT-Neuordnung
	2.2 Management-Werkzeuge im Geodatenzentrum
	2.2.1 IT-Service-Management
	2.2.2 Zentrale Benutzerverwaltung
	2.2.3 AZ-Buch und Projektmanagement-Werkzeuge

	2.3 Personalressourcen

	3 Empfehlungen
	3.1 Zuständigkeit für die Entwicklung und Pflege von Fachverfahren neu regeln
	3.2 Zentrale Benutzerverwaltung als Muster verwenden
	3.3 Projektmanagementwerkzeuge einsetzen
	3.4 Bedarfsgerechtes IT-Service-Management sicherstellen
	3.5 Personal

	4 Stellungnahmen der Ministerien
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Aufwendiges Förderverfahren
	2.2 Zu hohe Fördersätze
	2.3 Verwendung von überschießenden Mitteln
	2.4 Ausgabereste
	2.5 Kennzahlen
	2.6 Evaluation des Förderprogramms und deren Bewertung durch das Sozialministerium
	2.6.1 Flächendeckende Implementierung des Integrationsmanagements
	2.6.2 Teilweise Ausdehnung des Integrationsmanagements auf ausreisepflichtige Personen
	2.6.3 Keine durchgängige Nutzung des Integrationsplans
	2.6.4 Inhalt der Beratungsgespräche
	2.6.5 Wirkung des Integrationsmanagements auf die Integration

	2.7 Bewertung durch den Rechnungshof

	3 Empfehlungen
	3.1 Bedarfsprognose durchführen
	3.2 Förderprogramm modifiziert fortführen - Unterstützung auf ein zielgerichtetes Case-Management fokussieren

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Förderanträge ohne Wirtschaftlichkeitsnachweise eingereicht
	2.2 Wertausgleich bei Änderungs- und Verlegungsmaßnahmen an Anlagen Dritter nicht ausreichend dokumentiert
	2.3 Durch Dritte verursachte Maßnahmen gefördert
	2.4 Unzureichende Vorgaben und fehlende Nachweise bei der Erfolgskontrolle

	3 Empfehlungen
	3.1 Wirtschaftlichkeitsnachweise konsequent einfordern
	3.2 Wertausgleich bei Änderungsmaßnahmen an Anlagen Dritter berücksichtigen und nachvollziehbar dokumentieren
	3.3 Durch Dritte verursachte Maßnahmen nicht fördern
	3.4 Erfolgskontrollen ausreichend definieren und Nachweise konsequent einfordern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Auswahl und Anzahl der geprüften Veranlagungen und Steuererklärungen
	2.2 Unterstützte Personen im In- und Ausland und nach Verhältnis zum Unterhaltsleistenden
	2.3 Qualität der Einkommensteuererklärungen
	2.3.1 Erklärungsverhalten der Steuerpflichtigen
	2.3.2 Qualitätsprüfung durch ELSTER
	2.3.3 Unzutreffend erklärtes Abzugsvolumen

	2.4 Bearbeitungsqualität
	2.4.1 Unterstützung der Bearbeiter durch ELSTER bei elektronisch übermittelten Steuererklärungen
	2.4.2 Unterstützung der Bearbeiter durch das Risikomanagementsystem
	2.4.3 Beanstandete Veranlagungen und Unterhaltssachverhalte

	2.5 Finanzielles Ergebnis der Prüfung

	3 Empfehlungen
	3.1 Qualität elektronischer Steuererklärungen über ELSTER verbessern
	3.2 Bearbeitungsqualität durch zielgerichtete Hinweise für die Bearbeiter steigern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Erhebliche Schäden an Natursteinmauern
	2.2 Ausschreibung und Kostensicherheit
	2.3 Natur- und Artenschutz
	2.4 Verkehrssicherung und Absturzsicherung
	2.5 Kaum wirtschaftliche Nutzungsperspektiven
	2.6 Ruinen innerhalb des Staatswalds

	3 Empfehlungen
	3.1 Zuständigkeit für Ruinen neu regeln
	3.2 Schäden zeitnah beseitigen
	3.3 Verkehrssicherheit gewährleisten

	4 Stellungnahme der Ministerien
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Große Baumaßnahmen ohne Photovoltaik
	2.2 Nachteile nachträglicher Installation
	2.3 Klimaneutralität 2040

	3 Empfehlungen
	3.1 Architektur soll Klimaschutz nicht entgegenstehen
	3.2 Photovoltaikanlagen nicht als Sollbruchstelle definieren
	3.3 Photovoltaikanlagen nachrüsten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Bestand an landeseigenen Wohnungen
	2.2 Landesweiter Leerstand und Leerstandsquote
	2.3 Bedarf an landeseigenen Wohnungen
	2.4 Entscheidung über Leerstand, Umwandlung und Veräußerung
	2.4.1 Ergebnisse zum Leerstand
	2.4.2 Umwandlungsmaßnahmen


	3 Empfehlungen
	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ziele der Förderung und inhaltliche Vorgaben
	2.2 Auswahl der Förderempfänger nach dem Ausschlussprinzip
	2.3 Zusammensetzung der Auswahljury
	2.4 Verwendung der Fördermittel

	3 Empfehlungen
	3.1 Ziele und Gegenstand von Förderprogrammen konkret beschreiben
	3.2 Auswahlentscheidung anhand der vorgegebenen Kriterien dokumentieren
	3.3 Bei Auswahlgremien den Anschein einer Interessenkollision vermeiden
	3.4 Förderfähige Ausgaben auf den Zweck der Förderung ausrichten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Gesamtaufkommen der Studiengebühren
	2.2 Auswirkungen der Studiengebühren
	2.3 Reichweite der Ausnahmen und Befreiungen
	2.3.1 Ausnahme für Bildungsinländer (§ 3 Absatz 2 Landeshochschulgebührengesetz)
	2.3.2 Ausnahmen aufgrund besonderen Inlandsbezugs (§ 5 Landeshochschulgebührengesetz)
	2.3.3 Ausnahmen aufgrund der Übergangsvorschrift (§ 20 Landeshochschulgebührengesetz)

	2.4 Befreiungen nach § 6 Landeshochschulgebührengesetz
	2.5 Verwaltungspraxis

	3 Empfehlungen
	3.1 Höhe der Studiengebühren regelmäßig anpassen
	3.2 Realistische Haushaltsansätze
	3.3 Verwaltung und Verwendung der Studiengebühren
	3.4 Ausnahmen und Befreiungen

	4 Stellungnahme des Ministeriums und der Landesrektorenkonferenz
	4.1 Stellungnahme des Ministeriums
	4.2 Stellungnahme der Landesrektorenkonferenz der Universitäten

	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Aufrechterhaltung des Lehrangebots
	2.2 Wahrnehmung der Lehre durch die Professoren
	2.3 Technische Infrastruktur und Ausstattung
	2.4 Probleme bei der Anwendung der Lehrverpflichtungsverordnung
	2.5 Evaluation des Lehrangebots
	2.6 Zusammenfassende Bewertung

	3 Empfehlungen
	4 Stellungnahme der Universitäten, der Hochschulen für angewandte Wissenschaften und des Ministeriums
	4.1 Stellungnahme der Landesrektorenkonferenz der Universitäten
	4.2 Stellungnahme des Verbands der Hochschulen für angewandte Wissenschaften HAW e. V.
	4.3 Stellungnahme des Ministeriums

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Präferenz für Weiterbildung als eigene Angelegenheit
	2.2 Pflicht zur Vollkostendeckung
	2.3 Weiterbildungsangebote ohne Pflicht zur Vollkostendeckung
	2.4 Professionalitätsdefizite im Weiterbildungsbereich
	2.5 Vergütung der Lehrenden in der Weiterbildung

	3 Empfehlungen
	3.1 Empfehlungen an das Wissenschaftsministerium
	3.2 Empfehlungen an die Hochschulen

	4 Stellungnahmen
	4.1 Stellungnahme der Landesrektorenkonferenz der Universitäten
	4.2 Stellungnahme des Ministeriums

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Umfang und Struktur der eingeworbenen Drittmittel
	2.2 Vorgehen bei der Drittmitteleinwerbung
	2.3 Organisation der Drittmittelverwaltung
	2.4 Kalkulation der Drittmittelprojekte
	2.5 Verteilung der Overheadanteile und Infrastrukturkostenausgleich
	2.6 Einzelfallbeanstandungen

	3 Empfehlungen
	3.1 Empfehlungen an die Landesregierung
	3.2 Empfehlungen an die einzelnen Fakultäten

	4 Stellungnahmen der Fakultäten und des Ministeriums
	4.1 Stellungnahme der Medizinischen Fakultät Freiburg
	4.2 Stellungnahme der Medizinischen Fakultät Tübingen
	4.3 Stellungnahme der Medizinischen Fakultät Ulm
	4.4 Stellungnahme des Ministeriums

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Organisation und Aufgaben
	2.2 Personal
	2.3 Technik und Produkte
	2.4 Kundenmanagement
	2.5 Finanzielle und haushaltsrechtliche Aspekte
	2.6 IT-Neuordnung

	3 Empfehlungen
	3.1 Aufgaben und Wirkungskreis definieren; Organisation stärken
	3.2 Leistungsangebot konsolidieren
	3.3 Kundenmanagement verbessern
	3.4 Grundlagen für korrekte Entgeltgestaltung schaffen
	3.5 Verhältnis der IT-Dienstleister klären; Kooperation intensivieren

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	Einfügen aus "Denkschrift 2021 - Beitrag Nr. 11.pdf"
	Denkschrift 2021
	Denkschrift 2021
	1 Haushalts-Soll und Haushalts-Ist 2019
	2 Haushaltsrechnung 2019
	2.1 Gestaltung
	2.2 Ergebnisse der Haushaltsrechnung

	3 Feststellungen des Rechnungshofs nach § 97 Absatz 2 Nrn. 1 und 2 Landeshaushaltsordnung
	3.1 Ordnungsmäßigkeit der Haushaltsrechnung
	3.2 Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen (einschließlich Vorgriffen)

	4 Globale Minderausgaben
	5 Druck- und Darstellungsfehler
	1 Funktion und Bedeutung der Vermögensrechnung
	2 Inhalt der Vermögensrechnung
	2.1 Vollständigkeit der Vermögensrechnung
	2.2 Aggregierte Vermögensrechnung zum 31. Dezember 2019

	3 Aktiva des Landes zum 31. Dezember 2019
	3.1 Sachanlagevermögen
	3.2 Finanzanlagevermögen
	3.3 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

	4 Passiva des Landes zum 31. Dezember 2019
	4.1 Struktur und Höhe der Passiva
	4.2 Rückstellungen
	4.3 Verbindlichkeiten

	5 Ordnungsmäßigkeit der Vermögensrechnung und Prüfung der Anlagenbuchhaltung
	6 Fazit
	1 Finanzierungssaldo
	2 Entwicklung der Gesamteinnahmen 2011 bis 2020
	2.1 Steuereinnahmen und steuerähnliche Abgaben (Hauptgruppe 0)
	2.2 Verwaltungseinnahmen und Einnahmen aus Schuldendienst (Hauptgruppe 1)
	2.3 Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen mit Ausnahme für Investitionen (Hauptgruppe 2)
	2.4 Kreditaufnahmen, Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen für Investitionen und besondere Finanzierungsmaßnahmen (Hauptgruppe 3)
	2.4.1 Einnahmen aus Schuldenaufnahmen
	2.4.2 Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen für Investitionen
	2.4.3 Besondere Finanzierungseinnahmen


	3 Entwicklung der Gesamtausgaben 2011 bis 2020
	3.1 Personalausgaben (Hauptgruppe 4) und Stellenentwicklung
	3.2 Sächliche Verwaltungsausgaben und Ausgaben für den Schuldendienst (Hauptgruppe 5)
	3.3 Ausgaben für Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke (Hauptgruppe 6)
	3.4 Baumaßnahmen und sonstige Ausgaben für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Hauptgruppen 7 und 8)
	3.5 Besondere Finanzierungsausgaben (Hauptgruppe 9)

	4 Steuerdeckungsquote und Investitionsquote
	5 Verschuldung
	5.1 Entwicklung der haushaltsmäßigen Verschuldung
	5.2 Entwicklung der Nettokreditaufnahme
	5.3 Entwicklung der haushaltsmäßigen Verschuldung und der Zinsen 2011 bis 2020
	5.4 Pro-Kopf-Verschuldung

	6 Rücklagen und Sondervermögen
	7 Entwicklung der Jahresergebnisse
	8 Ausblick
	1 Rechtliche Grundlagen
	2 Haushaltsmäßige Grundlagen und Kreditaufnahme
	2.1 Urhaushalt 2020/2021
	2.2 Erster Nachtragshaushalt und Mai-Steuerschätzung 2020
	2.3 Interimsprojektion, Interimssteuerschätzung und Zweiter Nachtragshaushalt
	2.4 November-Steuerschätzung, tatsächliche Steuereinnahmen und Kassenergebnis 2020

	3 Corona-Maßnahmen im Haushaltsvollzug
	4 Kreditaufnahme 2020
	5 Aktuelle Situation für 2021 und Ausblick
	6 Fazit
	7 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vertragsreste
	2.2 Nicht gebundene Ausgabereste
	2.3 Reste des Kommunalen Investitionsfonds und weiterer Investitionszuschüsse an die Kommunen
	2.4 Entwicklung des Kommunalen Investitionsfonds und des Kommunalen Sanierungsfonds
	2.5 Gründe für den Anstieg der Reste
	2.5.1 Mittelbereitstellung
	2.5.2 Verpflichtung der Mittel
	2.5.3 Mittelabfluss

	2.6 Fazit

	3 Empfehlungen
	3.1 Vorgaben zur Restebildung anwenden und Reste nur im absolut notwendigen Umfang bilden
	3.2 Reste bei Dauerförderungen nur bei nachgewiesenem Mittelbedarf bilden
	3.3 Kommunalen Investitionsfonds nicht erhöhen und verfügbare Mittel zeitnah nutzen

	4 Stellungnahme der Ministerien
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Verfahren zur Förderprogrammabwicklung
	2.2 Eignung und Nutzen von FöBIS
	2.3 Digitale Daten zu Förderprogrammen
	2.4 Rollout von FöBIS
	2.5 Projektkosten bei der BITBW
	2.6 Finanzierung des Projekts FöBIS

	3 Empfehlungen
	3.1 Förderprogrammabwicklung konsequent digitalisieren
	3.2 FöBIS weiterentwickeln
	3.3 Digitale Daten zu Förderprogrammen übergreifend nutzen
	3.4 Rollout von FöBIS beschleunigen
	3.5 Künftige Finanzierung festlegen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ressourcen und haushaltswirtschaftliche Bedeutung
	2.2 Strategie und Umsetzung
	2.2.1 Strategische Ausrichtung
	2.2.2 Vollständigkeit der Strategie
	2.2.3 Steuerung
	2.2.4 Erfolgskontrolle
	2.2.5 Kooperationen bei der Umsetzung
	2.2.6 Inhaltliche Ausgestaltung der einzelnen Förderprogramme

	2.3 Weiterentwicklung
	2.3.1 Kontinuierliche Weiterentwicklung und Schwerpunktsetzung
	2.3.2 Digitale Schlüsseltechnologien
	2.3.3 Digitale Souveränität


	3 Empfehlungen
	3.1 Ziele definieren
	3.2 Strategie konsequenter auf Zielerreichung ausrichten
	3.3 Alle Bereiche der Digitalisierung abbilden
	3.4 Zusammenarbeit stärken
	3.5 Erfolgskontrolle sicherstellen
	3.6 Strategie kontinuierlich weiterentwickeln

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Die BITBW und ihr Lizenzmanagement
	2.2 Lizenzbeschaffungen und -management in den Ressorts
	2.3 Wirtschaftlicher Lizenzeinsatz
	2.4 Handlungsbedarf beim Office-Paket

	3 Empfehlungen
	3.1 Verstärkt landeseigenes Personal für das Lizenzmanagement einsetzen
	3.2 Landesweites Lizenzmanagement ausbauen
	3.3 Lizenzen wirtschaftlicher einsetzen
	3.4 Nachfolge für Office-Produkte vorbereiten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	1.1 Aufbau der Denkmalverwaltung
	1.2 Prüfungsmethodik

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Personaleinsatz und Aufgabenwahrnehmung im Landesamt für Denkmalpflege
	2.2 Bearbeitung von Standardfällen beim Landesamt für Denkmalpflege
	2.3 Schnittstellen zu den unteren Denkmalschutzbehörden
	2.4 Geschäftsprozesse bei Zuwendungen und IT-Einsatz
	2.5 Steuerung mittels Kennzahlen

	3 Empfehlungen
	3.1 Aufgabenschwerpunkte und Standards setzen
	3.2 Landesamt für Denkmalpflege von Standardfällen entlasten
	3.3 Untere Denkmalschutzbehörden bei Aufgabenwahrnehmung stärker unterstützen
	3.4 Vereinfachtes Verfahren bei Zuwendungen verstärkt nutzen,  IT-Einsatz verbessern
	3.5 Kennzahlen zur Steuerung einsetzen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Gebührenaufkommen
	2.2 Gebührenkalkulation
	2.3 Regelmäßige Überprüfung der Gebührentatbestände und Gebührensätze
	2.4 Einheitlichkeit der Gebührenerhebung
	2.5 Vollständigkeit der Gebührenerhebung

	3 Empfehlungen
	3.1 Gebühren transparent und kostendeckend kalkulieren
	3.2 Gebührentatbestände und Gebührensätze regelmäßig anpassen
	3.3 Grundlagen für eine einheitliche Gebührenerhebung schaffen
	3.4 Gebühren vollständig und zeitnah erheben

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Bundes- und Landesmittel für die Soforthilfe Corona
	2.2 Verwaltungsverfahren
	2.3 Die Förderkriterien waren zu ungenau definiert …
	2.4 … was zu inhaltlich kaum prüfbaren Anträgen führte
	2.5 Fehlende Antragsdaten erschweren Abrechnung mit dem Bund

	3 Empfehlungen
	3.1 Fördervoraussetzungen klarer fassen
	3.2 Förderverfahren so gestalten, dass genaue Abrechnungen möglich sind
	3.3 Verwaltungsverfahren mit IT-Workflow unterstützen
	3.4 Datenabgleich mit anderen Behörden ermöglichen
	3.5 Förderprogramme evaluieren

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Start-up BW Pre-Seed
	1.2 Start-up BW Pro-Tect
	1.3 Anträge, geförderte Start-ups und Förderhöhe
	1.4 Förderverfahren

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Atypisches Zuwendungsverfahren und Umwandlungsoption
	2.2 Komplexes Zuwendungsverfahren mit vielen Akteuren
	2.3 Interessenkonflikte sind möglich, Kostentransparenz fehlt
	2.4 Förderkriterien nicht genau definiert
	2.5 Vielfältige Förderprogramme mit gleicher Zielrichtung
	2.6 Wirtschaftlichkeitsuntersuchung und Evaluation

	3 Empfehlungen
	3.1 Förderprogramme Pre-Seed und Pro-Tect evaluieren
	3.2 Programm Pre-Seed verbessern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Zuständigkeit und Verwaltungsverfahren
	1.2 Frühere Prüfungen
	1.3 Wohngeldzahlungen, Rückforderungen und Bearbeitungskosten

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Hoher Aufwand für die Überprüfung von Wohngeld
	2.2 Optimierungsbedarf beim automatisierten Datenabgleich
	2.2.1 Datenabgleich sollte alle Einnahmen und Sozialleistungen erfassen
	2.2.2 Datensätze werden nur unzureichend gefiltert
	2.2.3 Hinweise zu Rückforderungen werden zu spät bearbeitet

	2.3 Rückforderungstatbestände bestehen häufig bereits vor Wohngeldbewilligung
	2.4 Rückforderungsverfahren haben strukturelle Defizite
	2.5 Fachaufsicht nutzt Kennzahlen nicht

	3 Empfehlungen
	3.1 Daten vor Bewilligungen IT-gestützt abgleichen
	3.2 Nachträgliche Datenabgleiche optimieren
	3.2.1 Weitere Datenabgleiche umsetzen und ermöglichen
	3.2.2 Wohngeldanträge auf automatische Filter anpassen
	3.2.3 Daten zügig abgleichen

	3.3 Rückforderungsverfahren beschleunigen
	3.4 Kennzahlen für die Fachaufsicht nutzen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Geodatenzentrum im Kontext der IT-Neuordnung
	2.2 Management-Werkzeuge im Geodatenzentrum
	2.2.1 IT-Service-Management
	2.2.2 Zentrale Benutzerverwaltung
	2.2.3 AZ-Buch und Projektmanagement-Werkzeuge

	2.3 Personalressourcen

	3 Empfehlungen
	3.1 Zuständigkeit für die Entwicklung und Pflege von Fachverfahren neu regeln
	3.2 Zentrale Benutzerverwaltung als Muster verwenden
	3.3 Projektmanagementwerkzeuge einsetzen
	3.4 Bedarfsgerechtes IT-Service-Management sicherstellen
	3.5 Personal

	4 Stellungnahmen der Ministerien
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Aufwendiges Förderverfahren
	2.2 Zu hohe Fördersätze
	2.3 Verwendung von überschießenden Mitteln
	2.4 Ausgabereste
	2.5 Kennzahlen
	2.6 Evaluation des Förderprogramms und deren Bewertung durch das Sozialministerium
	2.6.1 Flächendeckende Implementierung des Integrationsmanagements
	2.6.2 Teilweise Ausdehnung des Integrationsmanagements auf ausreisepflichtige Personen
	2.6.3 Keine durchgängige Nutzung des Integrationsplans
	2.6.4 Inhalt der Beratungsgespräche
	2.6.5 Wirkung des Integrationsmanagements auf die Integration

	2.7 Bewertung durch den Rechnungshof

	3 Empfehlungen
	3.1 Bedarfsprognose durchführen
	3.2 Förderprogramm modifiziert fortführen - Unterstützung auf ein zielgerichtetes Case-Management fokussieren

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Förderanträge ohne Wirtschaftlichkeitsnachweise eingereicht
	2.2 Wertausgleich bei Änderungs- und Verlegungsmaßnahmen an Anlagen Dritter nicht ausreichend dokumentiert
	2.3 Durch Dritte verursachte Maßnahmen gefördert
	2.4 Unzureichende Vorgaben und fehlende Nachweise bei der Erfolgskontrolle

	3 Empfehlungen
	3.1 Wirtschaftlichkeitsnachweise konsequent einfordern
	3.2 Wertausgleich bei Änderungsmaßnahmen an Anlagen Dritter berücksichtigen und nachvollziehbar dokumentieren
	3.3 Durch Dritte verursachte Maßnahmen nicht fördern
	3.4 Erfolgskontrollen ausreichend definieren und Nachweise konsequent einfordern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Auswahl und Anzahl der geprüften Veranlagungen und Steuererklärungen
	2.2 Unterstützte Personen im In- und Ausland und nach Verhältnis zum Unterhaltsleistenden
	2.3 Qualität der Einkommensteuererklärungen
	2.3.1 Erklärungsverhalten der Steuerpflichtigen
	2.3.2 Qualitätsprüfung durch ELSTER
	2.3.3 Unzutreffend erklärtes Abzugsvolumen

	2.4 Bearbeitungsqualität
	2.4.1 Unterstützung der Bearbeiter durch ELSTER bei elektronisch übermittelten Steuererklärungen
	2.4.2 Unterstützung der Bearbeiter durch das Risikomanagementsystem
	2.4.3 Beanstandete Veranlagungen und Unterhaltssachverhalte

	2.5 Finanzielles Ergebnis der Prüfung

	3 Empfehlungen
	3.1 Qualität elektronischer Steuererklärungen über ELSTER verbessern
	3.2 Bearbeitungsqualität durch zielgerichtete Hinweise für die Bearbeiter steigern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Erhebliche Schäden an Natursteinmauern
	2.2 Ausschreibung und Kostensicherheit
	2.3 Natur- und Artenschutz
	2.4 Verkehrssicherung und Absturzsicherung
	2.5 Kaum wirtschaftliche Nutzungsperspektiven
	2.6 Ruinen innerhalb des Staatswalds

	3 Empfehlungen
	3.1 Zuständigkeit für Ruinen neu regeln
	3.2 Schäden zeitnah beseitigen
	3.3 Verkehrssicherheit gewährleisten

	4 Stellungnahme der Ministerien
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Große Baumaßnahmen ohne Photovoltaik
	2.2 Nachteile nachträglicher Installation
	2.3 Klimaneutralität 2040

	3 Empfehlungen
	3.1 Architektur soll Klimaschutz nicht entgegenstehen
	3.2 Photovoltaikanlagen nicht als Sollbruchstelle definieren
	3.3 Photovoltaikanlagen nachrüsten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Bestand an landeseigenen Wohnungen
	2.2 Landesweiter Leerstand und Leerstandsquote
	2.3 Bedarf an landeseigenen Wohnungen
	2.4 Entscheidung über Leerstand, Umwandlung und Veräußerung
	2.4.1 Ergebnisse zum Leerstand
	2.4.2 Umwandlungsmaßnahmen


	3 Empfehlungen
	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ziele der Förderung und inhaltliche Vorgaben
	2.2 Auswahl der Förderempfänger nach dem Ausschlussprinzip
	2.3 Zusammensetzung der Auswahljury
	2.4 Verwendung der Fördermittel

	3 Empfehlungen
	3.1 Ziele und Gegenstand von Förderprogrammen konkret beschreiben
	3.2 Auswahlentscheidung anhand der vorgegebenen Kriterien dokumentieren
	3.3 Bei Auswahlgremien den Anschein einer Interessenkollision vermeiden
	3.4 Förderfähige Ausgaben auf den Zweck der Förderung ausrichten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Gesamtaufkommen der Studiengebühren
	2.2 Auswirkungen der Studiengebühren
	2.3 Reichweite der Ausnahmen und Befreiungen
	2.3.1 Ausnahme für Bildungsinländer (§ 3 Absatz 2 Landeshochschulgebührengesetz)
	2.3.2 Ausnahmen aufgrund besonderen Inlandsbezugs (§ 5 Landeshochschulgebührengesetz)
	2.3.3 Ausnahmen aufgrund der Übergangsvorschrift (§ 20 Landeshochschulgebührengesetz)

	2.4 Befreiungen nach § 6 Landeshochschulgebührengesetz
	2.5 Verwaltungspraxis

	3 Empfehlungen
	3.1 Höhe der Studiengebühren regelmäßig anpassen
	3.2 Realistische Haushaltsansätze
	3.3 Verwaltung und Verwendung der Studiengebühren
	3.4 Ausnahmen und Befreiungen

	4 Stellungnahme des Ministeriums und der Landesrektorenkonferenz
	4.1 Stellungnahme des Ministeriums
	4.2 Stellungnahme der Landesrektorenkonferenz der Universitäten

	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Aufrechterhaltung des Lehrangebots
	2.2 Wahrnehmung der Lehre durch die Professoren
	2.3 Technische Infrastruktur und Ausstattung
	2.4 Probleme bei der Anwendung der Lehrverpflichtungsverordnung
	2.5 Evaluation des Lehrangebots
	2.6 Zusammenfassende Bewertung

	3 Empfehlungen
	4 Stellungnahme der Universitäten, der Hochschulen für angewandte Wissenschaften und des Ministeriums
	4.1 Stellungnahme der Landesrektorenkonferenz der Universitäten
	4.2 Stellungnahme des Verbands der Hochschulen für angewandte Wissenschaften HAW e. V.
	4.3 Stellungnahme des Ministeriums

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Präferenz für Weiterbildung als eigene Angelegenheit
	2.2 Pflicht zur Vollkostendeckung
	2.3 Weiterbildungsangebote ohne Pflicht zur Vollkostendeckung
	2.4 Professionalitätsdefizite im Weiterbildungsbereich
	2.5 Vergütung der Lehrenden in der Weiterbildung

	3 Empfehlungen
	3.1 Empfehlungen an das Wissenschaftsministerium
	3.2 Empfehlungen an die Hochschulen

	4 Stellungnahmen
	4.1 Stellungnahme der Landesrektorenkonferenz der Universitäten
	4.2 Stellungnahme des Ministeriums

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Umfang und Struktur der eingeworbenen Drittmittel
	2.2 Vorgehen bei der Drittmitteleinwerbung
	2.3 Organisation der Drittmittelverwaltung
	2.4 Kalkulation der Drittmittelprojekte
	2.5 Verteilung der Overheadanteile und Infrastrukturkostenausgleich
	2.6 Einzelfallbeanstandungen

	3 Empfehlungen
	3.1 Empfehlungen an die Landesregierung
	3.2 Empfehlungen an die einzelnen Fakultäten

	4 Stellungnahmen der Fakultäten und des Ministeriums
	4.1 Stellungnahme der Medizinischen Fakultät Freiburg
	4.2 Stellungnahme der Medizinischen Fakultät Tübingen
	4.3 Stellungnahme der Medizinischen Fakultät Ulm
	4.4 Stellungnahme des Ministeriums

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Organisation und Aufgaben
	2.2 Personal
	2.3 Technik und Produkte
	2.4 Kundenmanagement
	2.5 Finanzielle und haushaltsrechtliche Aspekte
	2.6 IT-Neuordnung

	3 Empfehlungen
	3.1 Aufgaben und Wirkungskreis definieren; Organisation stärken
	3.2 Leistungsangebot konsolidieren
	3.3 Kundenmanagement verbessern
	3.4 Grundlagen für korrekte Entgeltgestaltung schaffen
	3.5 Verhältnis der IT-Dienstleister klären; Kooperation intensivieren

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	Einfügen aus "Denkschrift 2021 - Beitrag Nr. 11.pdf"
	Auszug aus
	Denkschrift 2021
	Beitrag Nr. 11
	Soforthilfe Corona für kleine und mittlere  Unternehmen



